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Fortschritt der Prüfung zur möglichen Einrichtung einer Ombudsstelle für Schüler- und 
Elternvertretungen in Nordrhein-Westfalen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
In der Kleinen Anfrage 4829 (Drucksache 18/11941) habe ich den Bedarf für eine unabhängige 
Ombudsstelle für Schüler- und Elternvertretungen thematisiert. Die demokratische Mitwirkung 
in der Schule ist ein wesentlicher Bestandteil des Bildungssystems in Nordrhein-Westfalen. 
Sowohl Schülervertretungen (SV) als auch Elternvertretungen spielen eine entscheidende 
Rolle, um auf die Interessen der Schülerschaft und der Eltern aufmerksam zu machen und in 
schulischen Entscheidungsprozessen aktiv mitzuwirken. Dennoch gibt es immer wieder Be-
richte, wonach diese Mitwirkungsrechte an manchen Schulen nicht ausreichend beachtet wür-
den. Insbesondere Schülervertretungen fühlen sich nicht immer ernst genommen, Eltern be-
richten von mangelnder Transparenz in Entscheidungsprozessen.  
 
Ein mögliches Vorbild zur Problemlösung stellt die Hamburger Ombudsstelle dar, die seit 1999 
als neutrale Vermittlungsinstanz bei Konflikten zwischen Schülervertretungen und Schulen 
fungiert. Sie hat sich dort als wirksames Instrument zur Stärkung demokratischer Mitwirkung 
bewährt. 
 
In ihrer Antwort auf die genannte Anfrage kündigte die Landesregierung an, die Prüfung zur 
Einführung einer solchen Stelle in Nordrhein-Westfalen bis Sommer 2025 abzuschließen.  
 
 
Die Ministerin für Schule und Bildung hat die Kleine Anfrage 6399 mit Schreiben vom 
28. Oktober 2025 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
Wurde die angekündigte Prüfung zur Einführung einer Ombudsstelle für Schüler- und 
Elternvertretungen inzwischen abgeschlossen? 
Ja. 
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1. Falls die Prüfung noch nicht abgeschlossen ist: Wann ist mit einem Abschluss zu 
rechnen?  

 
Es wird auf Frage 1 verwiesen.  
 
 
2. Welche konkreten Ergebnisse liegen der Landesregierung aus der Prüfung bis-

lang vor?  
 
Das sogenannte „Hamburger Modell“ ist strukturell – Hamburg ist ein Stadtstaat – sowie quan-
titativ – Hamburg hat rund 220.000 Schülerinnen und Schüler an rund 440 allgemeinbildenden 
Schulen – nicht ohne Weiteres auf ein Flächenland wie Nordrhein-Westfalen mit über 2 Millio-
nen Schülerinnen und Schülern und rund 5.000 allgemeinbildenden Schulen übertragbar. 
Hamburg verfügt mit insgesamt drei Ombudsstellen mit schulischem Bezug über eine Perso-
nalstärke von zusammen acht Personen mit dem Fokus auf eine pädagogische Expertise. 
Nach Auskunft der Ombudsstelle für Schülervertretungen sowie Erziehungs- und Ordnungs-
maßnahmen besteht in dem ihr zugewiesenen Kontext in Hamburg vor allem ein Bedarf an 
Mediation, hingegen weniger an einer Rechtsberatung und fast ausschließlich von Elternseite. 
Die Mediation erfolge je nach Einzelfall gegebenenfalls unter Hinzuziehung Dritter (zum Bei-
spiel aus dem Bereich Schulpsychologie oder Schulsozialarbeit). 
 
 
3. Wann hat der angekündigte Austausch mit der Hamburger Ombudsstelle stattge-

funden bzw. wann ist er geplant?  
 
Der Austausch hat am 13. Juni 2025 stattgefunden. 
 
 
5. Welche Schlüsse zieht die Landesregierung aus den bisherigen Erkenntnissen 

hinsichtlich der Übertragbarkeit des Hamburger Modells auf Nordrhein-Westfa-
len?  

 
Forderungen nach einer Ombudsstelle für Schüler- und Elternvertretungen sind in den vergan-
genen Jahren nur in ganz wenigen Fällen gegenüber der Schulaufsicht erhoben worden.  
 
Das Hamburger Modell einer Ombudsstelle für Schüler- und Elternvertretungen ist kein Refe-
renzmodell für Nordrhein-Westfalen. 
 
In Hamburg liegt der Schwerpunkt auf einer Vermittlung in Konfliktfällen, die überwiegend von 
Eltern in Anspruch genommen wird, während eine rechtliche Beratung kaum nachgefragt wird. 
Im Detail wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. 
 
In Nordrhein-Westfalen wird dieser Bedarf anders gedeckt. 
 
Die Erfahrungen in Nordrhein-Westfalen zeigen, dass in Konfliktfällen bereits in der Schule 
selbst in geeigneten Formaten eine Streitschlichtung erfolgreich herbeigeführt werden kann. 
Eltern können sich, soweit die Streitschlichtung an der Schule erfolglos geblieben ist, vertrau-
ensvoll an die zuständige Schulaufsicht - Bezirksregierung und Schulamt - zur Beratung wen-
den. Die jeweilige angefragte Schulaufsicht versucht dann vermittelnd zwischen den Beteilig-
ten zu einer Lösung zu gelangen. Diese Inanspruchnahme ist für die ratsuchenden Eltern kos-
tenlos. 
 
Darüber hinaus steht den Beteiligten ein rechtsförmliches Verfahren offen. 
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Die Schülervertretungen in Nordrhein-Westfalen haben jederzeit die Möglichkeit, die jeweili-
gen Verbindungslehrkräfte der Schule zu kontaktieren. Diese Lehrkräfte sind insbesondere 
dazu verpflichtet, die Schülervertretung bei der Planung und Durchführung ihrer Aufgaben zu 
unterstützen. Auch stehen diese Lehrkräfte den Schülervertretungen bei Konfliktsituationen 
zur Seite. 
 
Sofern Schüler- oder Elternvertretungen für ihre Tätigkeit im Sinne der Schulmitwirkung dar-
über hinaus Unterstützung benötigen, steht ihnen des Weiteren das seit dem vergangenen 
Jahr eingerichtete digitale Portal „ElternMitWirkung“ zur Verfügung. Dessen Angebote werden 
in diesem Jahr sowie in den kommenden Jahren weiter ausgebaut.  
 


